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Gesetzentwurf 
der Staatsregierung 

zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Gerichtsverfassungs-
gesetzes und von Verfahrensgesetzen des Bundes 

A) Problem 

1. Die Aufbewahrung des Schriftguts der ordentlichen Gerichtsbarkeit, der 
Staatsanwaltschaften und Justizvollzugsbehörden ist bundeseinheitlich 
durch Verwaltungsvorschriften geregelt (Federführung Nordrhein-West-
falen). Die Aufbewahrung des Schriftguts der Fachgerichtsbarkeiten be-
ruht ebenfalls auf Verwaltungsvorschriften, die jedoch bisher nicht bun-
deseinheitlich gefasst sind. Die Datenschutzbeauftragten des Bundes und 
der Länder fordern seit 1995, die Dauer der Aufbewahrung, die Ausson-
derung und Vernichtung – insbesondere von Strafakten – durch formel-
les, den Grundsätzen des Volkszählungsurteils des Bundesverfassungsge-
richts (Urteil vom 15. Dezember 1983 - 1 BvR 209/83 u. a. -, BVerfGE 
65, 1ff.) entsprechendes Gesetz zu regeln. Aus dem Volkszählungsurteil 
folgt, dass die Datenverwendung und -verarbeitung eine bereichsspezifi-
sche Befugnisnorm erfordert.  

2. Am 1. September 2009 tritt das Gesetz zur Reform des Verfahrens in 
Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit (FGG-Reformgesetz) vom 17. Dezember 2008 (BGBl I S. 2586 ff.) 
in Kraft. Das über 100 Gesetze ändernde Artikelgesetz stellt eine voll-
ständige Neukodifikation des Verfahrensrechts der freiwilligen Gerichts-
barkeit und der Familiensachen dar. Als Folge werden unter anderem das 
Gesetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FGG) 
sowie das 9. Buch der Zivilprozessordnung (ZPO) aufgehoben und in das 
neue Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) überführt. 

3. Durch § 1 der Verordnung zur Umbenennung des Bayerischen Staatsmi-
nisteriums der Justiz, des Bayerischen Staatsministeriums für Umwelt, 
Gesundheit und Verbraucherschutz sowie des Bayerischen Staatsministe-
riums für Landwirtschaft und Forsten vom 9. Dezember 2008 (GVBl 
S. 967) wurde das Bayerische Staatsministerium der Justiz in Bayeri-
sches Staatsministerium der Justiz und für Verbraucherschutz umbe-
nannt. 

 

B) Lösung 

1. Die Länder müssen für ihren Bereich eigene Schriftgutaufbewahrungsge-
setze erlassen. Auf der 78. Konferenz der Justizministerinnen und -minis-
ter am 28. und 29. Juni 2007 wurde der unter Einbeziehung der Daten-
schutzbeauftragten des Bundes und der Länder sowie der Arbeitsgruppe 
„Archive und Recht“ der Archivreferentenkonferenz erarbeitete Gesetz-
entwurf zur Schriftgutaufbewahrung der Landesjustizverwaltungen, die 
sich überwiegend an dem Gesetz zur Aufbewahrung von Schriftgut der 
Gerichte des Bundes und des Generalbundesanwalts nach Beendigung 
des Verfahrens (Artikel 11 JKomG) orientiert, bundeseinheitlich abge-
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stimmt. Die für den Freistaat Bayern nun entsprechend überarbeitete Re-
gelung schafft die grundsätzlichen Voraussetzungen für die Aufbewah-
rung von Schriftgut in der Justiz und ermächtigt die zuständigen Staats-
ministerien, die konkreten Aufbewahrungsfristen für das Schriftgut der 
Gerichte, Staatsanwaltschaften und Justizvollzugsbehörden durch 
Rechtsverordnung zu regeln. 

2. Die Vorschriften des AGGVG, die auf die künftig wegfallenden Vor-
schriften der ZPO und des FGG verweisen, müssen inhaltlich und redak-
tionell an die neue Rechtslage angepasst werden. 

3. Die bislang auf das Bayerische Staatsministerium der Justiz verweisen-
den Vorschriften des AGGVG sind entsprechend der neuen Bezeichnung 
redaktionell anzupassen. Ferner sind die im AGGVG enthaltenen über-
holten Bezeichnungen der Bayerischen Staatsministerien für Arbeit und 
Sozialordnung, Familie und Frauen und für Wirtschaft, Infrastruktur, 
Verkehr und Technologie den aktuellen Ressortbezeichnungen anzupas-
sen. 

 

C) Alternativen 

 Keine 

 

D) Kosten 

 Keine 
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Gesetzentwurf 
zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Gerichts-
verfassungsgesetzes und von Verfahrensgesetzen des 
Bundes 

§ 1 

Das Gesetz zur Ausführung des Gerichtsverfassungsgeset-
zes und von Verfahrensgesetzen des Bundes – AGGVG – 
(BayRS 300-1-1-J), zuletzt geändert durch Art. 209 Abs. 1 
des Gesetzes vom 10. Dezember 2007 (GVBl S. 866), wird 
wie folgt geändert:  

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:  

a) Es wird folgender neuer Siebter Teil eingefügt: 

„Siebter Teil 
Aufbewahrung von Schriftgut der Gerichte,  

Staatsanwaltschaften und Justizvollzugsbehörden 

Art. 51a Aufbewahrung von Schriftgut  

Art. 51b Verordnungsermächtigung,  
Aufbewahrungsfristen“ 

b) Der bisherige Siebte Teil wird Achter Teil. 

2. In Art. 1 Satz 2, Art. 4 Satz 1 und Art. 5 Nr. 1 werden 
jeweils nach dem Wort „Justiz“ die Worte „und für 
Verbraucherschutz“ eingefügt. 

3. In Art. 11a werden die Worte „Grundbuchsachen und 
in den anderen Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit einschließlich der“ gestrichen. 

4. In Art. 12 Abs. 2 Satz 2 und Art. 14 Abs. 1 und 2 
Satz 2 werden jeweils nach dem Wort „Justiz“ die 
Worte „und für Verbraucherschutz“ eingefügt. 

5. Art. 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 werden nach dem Wort „Justiz“ die Wor-
te „und für Verbraucherschutz“ eingefügt. 

b) In Abs. 2 werden nach dem Wort „Sozialordnung“ 
die Worte „, Familie und Frauen“ und nach dem 
Wort „Justiz“ die Worte „und für Verbraucher-
schutz“ eingefügt. 

6. In Art. 19 Abs. 1 Satz 1 und Art. 20 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
werden jeweils nach dem Wort „Justiz“ die Worte „und 
für Verbraucherschutz“ eingefügt. 

7. In Art. 27 Abs. 1 Satz 5 werden die Worte „§ 1017 
Abs. 2 und 3 und in § 1022 Abs. 1 der Zivilprozessord-
nung“ durch die Worte „§ 478 Abs. 2 und 3 und in 
§ 482 Abs. 1 des Gesetzes über das Verfahren in Fami-
liensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit (FamFG)“ ersetzt. 

8. In Art. 28 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „§§ 977, 
982, 988, 1002 der Zivilprozessordnung“ durch die 
Worte „§§ 442, 447, 453, 465 FamFG“ ersetzt. 

9. In Art. 34 Satz 1 werden die Worte „§§ 2 bis 34 und 
199 Abs. 2 des Gesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit“ durch die Worte „§§ 2 bis 
110 FamFG“ ersetzt. 

10. Art. 35 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „§ 32“ durch die Worte 
„§ 28“ ersetzt. 

b) In Satz 2 werden nach dem Wort „Justiz“ die Wor-
te „und für Verbraucherschutz“ eingefügt. 

11. Art. 38 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 werden die Worte „§§ 86 bis 99 des Ge-
setzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit“ durch die Worte „§§ 363 bis 373 
FamFG“ ersetzt. 

b) In Abs. 4 Satz 1 werden die Worte „§§ 87, 89 bis 
95 des Gesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit“ durch die Worte 
„§§ 363, 365 bis 370 FamFG“ ersetzt. 

12. In Art. 40 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Jus-
tiz“ die Worte „und für Verbraucherschutz“ eingefügt. 

13. In Art. 41 werden nach dem Wort „Justiz“ die Worte 
„und für Verbraucherschutz“ eingefügt und werden die 
Worte „und Verkehr“ durch die Worte „, Infrastruktur, 
Verkehr und Technologie“ ersetzt. 

14. In Art. 48a Satz 1 und Art. 49 Abs. 3 werden jeweils 
nach dem Wort „Justiz“ die Worte „und für Verbrau-
cherschutz“ eingefügt. 

15. Es wird folgender neuer Siebter Teil eingefügt:  

„Siebter Teil 
Aufbewahrung von Schriftgut der Gerichte,  

Staatsanwaltschaften und Justizvollzugsbehörden 

Art. 51a 
Aufbewahrung von Schriftgut 

(1) Schriftgut der Gerichte, der Staatsanwaltschaften 
und der Justizvollzugsbehörden, das für das Verfahren 
nicht mehr erforderlich ist, darf nach Beendigung des 
Verfahrens nur so lange aufbewahrt werden, wie 
schutzwürdige Interessen der Verfahrensbeteiligten 
oder sonstiger Personen oder öffentliche Interessen dies 
erfordern.  

(2) Schriftgut im Sinn des Abs. 1 sind, unabhängig von 
ihrer Speicherungsform, insbesondere Akten, Aktenre-
gister, öffentliche Register, Grundbücher, Namenver-
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zeichnisse, Karteien, Urkunden und Blattsammlungen 
sowie einzelne Schriftstücke, Bücher, Drucksachen, 
Kalender, Karten, Pläne, Zeichnungen, Lichtbilder, 
Bild-, Ton- und Datenträger und sonstige Gegenstände, 
die Bestandteile oder Anlagen der Akten geworden 
sind.  

(3) 1Dieses Gesetz gilt für die Aufbewahrung von 
Schriftgut der Gerichte, Staatsanwaltschaften und Jus-
tizvollzugsbehörden, soweit nicht Rechtsvorschriften 
des Bundes oder des Landes inhaltsgleiche oder entge-
genstehende Bestimmungen enthalten. 2Die Regelun-
gen über die Anbietungs- und Übergabepflichten nach 
den Vorschriften des Bayerischen Archivgesetzes blei-
ben unberührt. 
 

Art. 51b 
Verordnungsermächtigung, Aufbewahrungsfristen 

(1) Das Staatsministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz, das Staatsministerium der Finanzen, das 
Staatsministerium des Innern und das Staatsministeri-
um für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen 
werden ermächtigt, durch gemeinsame Rechtsverord-
nung das Nähere über das aufzubewahrende Schriftgut 
und die hierbei zu beachtenden Aufbewahrungsfristen 
für die Gerichte, Staatsanwaltschaften und Justizvoll-
zugsbehörden zu bestimmen. 

(2) 1Die Regelungen zur Aufbewahrung des Schriftguts 
haben dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, insbe-
sondere der Beschränkung der Aufbewahrungsfristen 
auf das Erforderliche, Rechnung zu tragen. 2Bei der 
Bestimmung der Aufbewahrungsfristen sind insbeson-
dere zu berücksichtigen  

1. das Interesse der Betroffenen daran, dass die zu ih-
rer Person erhobenen Daten nicht länger als erfor-
derlich gespeichert werden,  

2. ein Interesse der Verfahrensbeteiligten, auch nach 
Beendigung des Verfahrens Ausfertigungen, Aus-
züge oder Abschriften aus den Akten erhalten zu 
können,  

3. ein rechtliches Interesse nicht am Verfahren Betei-
ligter, Auskünfte aus den Akten erhalten zu kön-
nen, 

4. das Interesse von Verfahrensbeteiligten, Gerichten 
und Staatsanwaltschaften, dass die Akten nach Be-
endigung des Verfahrens noch für Wiederaufnah-
meverfahren, zur Wahrung der Rechtseinheit, zur 
Fortbildung des Rechts oder für sonstige verfah-
rensübergreifende Zwecke der Rechtspflege zur 
Verfügung stehen.  

(3) Die Aufbewahrungsfristen beginnen, soweit in der 
gemäß Abs. 1 erlassenen Rechtsverordnung nichts an-
deres bestimmt wird, mit dem Ablauf des Jahres, in 
dem nach Beendigung des Verfahrens die Weglegung 
der Akten angeordnet wurde.“  

16. Der bisherige Siebte Teil wird Achter Teil. 

17. Dem Art. 55 wird folgender Abs. 10 angefügt: 

„(10) Für Verfahren, auf die nach Art. 111 des Geset-
zes zur Reform des Verfahrens in Familiensachen und 
in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(FGG-Reformgesetzes – FGG-RG) vom 17. Dezember 
2008 (BGBl I S. 2586) die vor Inkrafttreten des FGG-
Reformgesetzes geltenden Vorschriften weiter anzu-
wenden sind, gelten die Vorschriften dieses Gesetzes in 
der bis zum 1. September 2009 geltenden Fassung 
fort.“ 

 

§ 2 
1Dieses Gesetz tritt am 1. September 2009 in Kraft. 2Ab-
weichend von Satz 1 tritt § 1 Nr. 15 betreffend Art. 51a 
AGGVG am 1. Januar 2010 in Kraft.  

 

 
Begründung: 

A. Allgemeines 

Mit dem Gesetzentwurf wird für Bayern die Aufbewahrung von 
Schriftgut in der Justiz erstmals gesetzlich normiert. Weiter wer-
den inhaltliche und redaktionelle Folgeänderungen vorgenommen, 
die sich aus dem Inkrafttreten des FGG-Reformgesetzes vom 
17. Dezember 2008 (BGBl I S. 2586 ff.) und der Umbenennung 
des Bayerischen Staatsministeriums der Justiz durch Verordnung 
vom 9. Dezember 2008 (GVBl S. 967) ergeben. 

Die Aufbewahrung des Schriftguts der ordentlichen Gerichtsbar-
keit, der Staatsanwaltschaften und Justizvollzugsbehörden ist bun-
deseinheitlich durch Verwaltungsvorschriften geregelt (Federfüh-
rung Nordrhein-Westfalen). Die Aufbewahrung des Schriftguts 
der Fachgerichtsbarkeiten beruht ebenfalls auf Verwaltungsvor-
schriften, die jedoch bisher nicht bundeseinheitlich gefasst sind.  

Die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder fordern 
seit 1995, die Aufbewahrung des Schriftguts durch formelles, den 
Grundsätzen des Volkszählungsurteils des Bundesverfassungsge-
richts (Urteil vom 15. Dezember 1983 - 1 BvR 209/83 u. a. -, 
BVerfGE 65, 1ff.) entsprechendes Gesetz zu regeln. Aus dem 
Volkszählungsurteil folgt, dass die Datenverwendung und -verar-
beitung eine bereichsspezifische Befugnisnorm erfordert.  

Der Referentenentwurf eines Gesetzes über die Verwendung elek-
tronischer Kommunikationsformen in der Justiz (Justizkommuni-
kationsgesetz – JKomG) enthielt ursprünglich in Art. 11 das Ge-
richtsaufbewahrungsgesetz für das Schriftgut des Bundes und der 
Länder. Das zum 1. April 2006 in Kraft getretene Schriftgutauf-
bewahrungsgesetz (SchrAG) vom 22. März 2005 (BGBl I S. 837, 
852) regelt nur die Aufbewahrung des Schriftguts der Gerichte des 
Bundes und des Generalbundesanwalts, da eine weitere Gesetzge-
bungskompetenz des Bundes im Ergebnis verneint worden ist. Die 
Länder müssen für ihren Geschäftsbereich daher eigene Schrift-
gutaufbewahrungsgesetze erlassen.  

Auf der 78. Konferenz der Justizministerinnen und -minister am 
28. und 29. Juni 2007 wurde der unter Einbeziehung der Arbeits-
gruppe „Archive und Recht“ der Archivreferentenkonferenz erar-
beitete Gesetzentwurf zur Schriftgutaufbewahrung der Landesjus-
tizverwaltungen, der sich überwiegend an dem Gesetz zur Aufbe-
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wahrung von Schriftgut der Gerichte des Bundes und des Gene-
ralbundesanwalts nach Beendigung des Verfahrens orientiert, bun-
deseinheitlich abgestimmt. Die Datenschutzbeauftragten des Bun-
des und der Länder wurden im Vorfeld angehört. 

Die für den Freistaat Bayern nun entsprechend überarbeitete Rege-
lung schafft die grundsätzlichen Voraussetzungen für die Aufbe-
wahrung von Schriftgut in der Justiz und ermächtigt die zuständi-
gen Staatsministerien, das Nähere über das aufzubewahrende 
Schriftgut und die hierbei zu beachtenden Aufbewahrungsfristen 
für die Gerichte, Staatsanwaltschaften und Justizvollzugsbehörden 
zu bestimmen.  

 

B. Notwendigkeit einer normativen Regelung 

Mit dem Gesetzentwurf werden die grundsätzlichen Vorausset-
zungen für die Aufbewahrung von Schriftgut in der Justiz geschaf-
fen und die betroffenen Fachressorts ermächtigt, die konkreten 
Aufbewahrungsfristen durch Rechtsverordnung zu regeln. 

Die in Folge des FGG-Reformgesetzes und der Umbenennung des 
Bayerischen Staatsministeriums der Justiz notwendigen Folgeän-
derungen des AGGVG können nur durch Gesetz erfolgen. 

 

C. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 (Änderung des AGGVG) 

Zu Nr. 1 (Inhaltsverzeichnis) 

Im Inhaltsverzeichnis wird aufgrund der neu eingeführten Rege-
lungen zur Aufbewahrung von Schriftgut ein neuer Siebter Teil 
eingefügt. 

 

Zu Nrn. 2, 4, 5, 6, 10b), 12, 13 und 14 (Umbenennung des Baye-
rischen Staatsministeriums der Justiz und anderer Ressorts) 

Nummern 2, 4, 5a), 6, 10b), 12, 13 und 14 nehmen die infolge der 
Umbenennung des Bayerischen Staatsministeriums der Justiz 
erforderlichen redaktionellen Anpassungen des AGGVG vor. 
Nummern 5b) und 13 passen darüber hinaus die Bezeichnungen 
des „Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit und Sozialord-
nung“ in Art. 15 Abs. 2 AGGVG und des „Bayerischen Staatsmi-
nisteriums für Wirtschaft und Verkehr“ in Art. 41 AGGVG den 
zwischenzeitlich ebenfalls geänderten Ressortbezeichnungen an. 

 

Zu Nr. 3 (Änderung von Art. 11a AGGVG) 

Mit Inkrafttreten des FGG-Reformgesetzes wird die bisherige 
Konzentrationsermächtigung für das Rechtsmittel der weiteren 
Beschwerde in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
und in Grundbuchsachen (§ 199 Abs. 1 FGG) ersatzlos wegfallen. 
Hintergrund ist, dass statt der bisherigen weiteren Beschwerde 
zum Oberlandesgericht künftig nur noch die Rechtsbeschwerde 
zum Bundesgerichtshof eröffnet ist (§§ 70 ff. FamFG, § 133 
GVG-neu). Art. 11a AGGVG wird daher insoweit aufgehoben. 
Hinsichtlich der noch nach altem Recht abzuwickelnden Verfah-
ren beinhaltet Nr. 17 (s. dort) eine Art. 111 des FGG-Reformge-
setzes entsprechende Übergangsvorschrift. 

In Kostensachen, die der Kostenordnung unterliegen, bleibt das 
Oberlandesgericht München für das Rechtsmittel der weiteren 
Beschwerde zuständig. Die dies ermöglichende Konzentrations-
ermächtigung des § 30a EGGVG bleibt unberührt.  

Zu Nrn. 7, 8, 9 und 11 (Änderungen von Art. 27, 28, 34 und 38 
AGGVG) 

Nummern 7, 8, 9 und 11 beinhalten ausschließlich redaktionelle 
Folgeänderungen, die durch Überführung des 9. Buches der ZPO 
und des FGG in das Gesetz über das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(FamFG) bedingt sind. Inhaltliche Änderungen sind damit nicht 
verbunden. 

 

Zu Nr. 10a) (Änderung von Art. 35 AGGVG) 

Nummer 10 a) passt die in Art. 35 Abs. 1 Satz 1 AGGVG enthal-
tene Verweisung auf § 32 PStG dem zum 1. Januar 2009 in Kraft 
getretenen vollständig neu gefassten Personenstandsgesetz an. 
Eine inhaltliche Änderung ist damit nicht verbunden. 

 

Zu Nr. 15 (Einfügung eines neuen Siebten Teils) 

a) Zur Überschrift: 

Die neue Überschrift für den Siebten Teil erfolgt aufgrund 
der neu eingeführten Regelungen zur Aufbewahrung von 
Schriftgut.  

b) Zu Art. 51a Abs. 1: 

Abs. 1 bildet die Grundlage für die Aufbewahrung von 
Schriftgut durch die Justiz. Das Schriftgut darf nach Beendi-
gung des Verfahrens nur so lange aufbewahrt werden, „wie 
schutzwürdige Interessen der Verfahrensbeteiligten oder 
sonstiger Personen oder öffentliche Interessen dies erfor-
dern“. Die weiteren Einzelheiten, das heißt die „Allgemeinen 
Grundsätze“ der Aufbewahrung sowie die Aufbewahrungs-
fristen werden durch Rechtsverordnung (Art 51b) geregelt 
werden.  

Die Vorschrift erfasst neben dem Schriftgut der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit, der Staatsanwaltschaften und der Justizvoll-
zugsbehörden auch das Schriftgut der Fachgerichtsbarkeiten.  

c) Zu Art. 51a Abs.  2: 

Die Regelung enthält die Definition des Begriffs „Schriftgut“. 
Die Formulierung „… unabhängig von ihrer Speicherungs-
form …“ stellt sicher, dass neben den derzeitigen Ablagefor-
men Papierlagerung, Mikroverfilmung und elektronische 
Speicherung auch künftige Innovationen abgedeckt werden.  

d) Zu Art. 51a Abs. 3 Satz 1: 

In Anlehnung an Art. 1 Abs. 1 BayVwVfG wird klarstellend 
darauf hingewiesen, dass bundesgesetzliche Prüffristen wei-
terhin Bestand haben, da hier ein Vorrang bundesgesetzlicher 
Regelungen besteht.  

e) Zu Art. 51a Abs. 3 Satz 2: 

Der Hinweis auf das Bayerische Archivgesetz stellt klar, dass 
Unterlagen, deren Aufbewahrungsfristen abgelaufen sind, vor 
ihrer Vernichtung den Archiven zur Übergabe angeboten 
werden müssen. Soweit spezielle Aussonderungsbekanntma-
chungen erlassen oder Archivierungsvereinbarungen ge-
schlossen wurden, sind diese zu beachten. Werden die im 
Rahmen von Aussonderung und Übergabe benötigten Meta-
daten in elektronischer Form erfasst, sind diese bis zum Zeit-
punkt der Aussonderung vorzuhalten. 
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f) Zu Art. 51b Abs. 1:  

Die Regelung enthält die Ermächtigung an die fachlich zu-
ständigen Ministerien „das Nähere“ zur Aufbewahrung von 
Schriftgut durch Rechtsverordnung zu regeln.  

Die bundeseinheitlichen Aufbewahrungsbestimmungen der 
Gerichte, der Staatsanwaltschaften und Justizvollzugsbehör-
den sowie die Aufbewahrungsbestimmungen der Fachge-
richtsbarkeiten, die jeweils aus den Abschnitten „Allgemeine 
Grundsätze“ und „Aufbewahrungsfristen“ bestehen, sind der-
zeit noch als interne Verwaltungsvorschriften erfasst. Diese 
Verwaltungsvorschriften werden nach Inkrafttreten der 
Art. 51a und 51b AGGVG als Rechtsverordnung gefasst, da 
nur so die von Datenschutzbeauftragten des Bundes und der 
Länder geforderte „Außenwirkung“ erreicht werden kann.  

In der Rechtsverordnung werden für alle Aktentypen Fristen 
benannt werden, nach deren Ablauf das Schriftgut zu vernich-
ten ist. Es handelt sich hierbei nicht um Mindest-, sondern um 
Höchstfristen. Die einheitliche Aufbewahrung aller Akten ei-
nes definierten Verfahrenstyps dient der Rechtssicherheit und 
der Gewährleistung eines bundeseinheitlichen Standards. 
Durch Art. 51a Abs. 1 wird sichergestellt, dass Akten nicht 
länger als in der Rechtsverordnung vorgesehen aufbewahrt 
werden.  

Neben der Definition konkreter Aufbewahrungsfristen er-
möglicht es die Regelung in Art. 51b Abs. 1 – wie von den 
Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder inhalt-
lich gefordert – Einzelfallprüfungen oder Prüffristen für ein-
zelne Akten oder Aktenbestandteile vorzusehen, soweit dies 
aus Gründen der Verhältnismäßigkeit geboten ist.  

g) Zu Art. 51b Absatz 2: 

Diese dem § 2 Abs. 2 des Schriftgutaufbewahrungsgesetzes 
vom 22. Mai 2005 entsprechenden Regelungen weisen aus-
drücklich darauf hin, dass bei der Bestimmung der Aufbe-
wahrungsfristen die Interessen der unter den Nrn. 1 bis 4 ge-
nannten Beteiligten zu berücksichtigen sind. 

h) Zu Art. 51b Abs. 3: 

Hier wird die Möglichkeit vorgesehen, eine abweichende Re-
gelung für den Fristbeginn durch Rechtsverordnung zu 
bestimmen. In den bundeseinheitlichen Aufbewahrungsbe-
stimmungen der ordentlichen Gerichtsbarkeit, der Staatsan-
waltschaften und der Justizvollzugsbehörden sind in den 
„Allgemeinen Grundsätzen“ abweichende Regelungen zum 
Fristbeginn enthalten, die durch Aufnahme in die Rechtsver-
ordnung auch weiterhin Bestand haben sollen. 

 

Zu Nr. 16 (Änderung der Bezeichnung des bisherigen Siebten 
Teils) 

Aufgrund der Einfügung der Regelungen zur Aufbewahrung von 
Schriftgut als Siebter Teil werden die bisher im Siebten Teil ent-
haltenen Übergangs-, Änderungs- und Schlussvorschriften dem 
Achten Teil zugeordnet. 

 

Zu Nr. 17 (Änderung von Art. 55 AGGVG) 

Nummer 17 beinhaltet eine Übergangsvorschrift für die Verfah-
ren, auf die nach Art. 111 des FGG-Reformgesetzes weiterhin die 
Vorschriften des FGG Anwendung finden. Insoweit verbleibt es 
auch in FGG- und Grundbuchsachen bei der Zuständigkeit des 
OLG München. 

 

Zu § 2 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes zeitgleich mit 
dem FGG-Reformgesetz. Art. 51a AGGVG tritt erst zum 1. Januar 
2010 in Kraft, damit die in Art. 51b AGGVG vorgesehene Rechts-
verordnung, in der die konkreten Aufbewahrungsbestimmungen 
enthalten sein werden, unter Abstimmung mit den für die Fachge-
richtsbarkeiten zuständigen Ressorts zum 1. Januar 2010 erlassen 
werden kann.   
 



Präsidentin Barbara Stamm:  Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes 

und von Verfahrensgesetzen des Bundes (Drs. 16/1061) 

- Erste Lesung -

Dieser Gesetzentwurf soll ohne Aussprache an den federführenden Ausschuss für Ver­

fassung, Recht, Parlamentsfragen und Verbraucherschutz überwiesen werden. Gibt es 

hinsichtlich des Zuweisungsvorschlags noch Änderungswünsche? ­ Das ist nicht der 

Fall.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich bitte Sie, nicht ständig Ihren Rücken dem Red­

nerpult zuzuwenden. Sie haben genügend Möglichkeiten, auf freien Sitzen Platz zu 

nehmen.

(Prof. Dr. Georg Barfuß (FDP): Ich bitte um Entschuldigung!)

Wer mit der Überweisung des Gesetzentwurfs an den federführenden Ausschuss für 

Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Verbraucherschutz einverstanden ist, den 

bitte ich um das Handzeichen. ­ Danke schön. Ich bitte, die Gegenstimmen anzuzeigen. 

­ Stimmenthaltungen? ­ Keine. Damit wird der Gesetzentwurf an den zuständigen Aus­

schuss zur Federführung überwiesen.
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 
des Ausschusses für Verfassung, Recht, 
Parlamentsfragen und Verbraucherschutz 

1. Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 16/1061 

zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Ge-
richtsverfassungsgesetzes und von Verfahrensgeset-
zen des Bundes 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten 
Franz Schindler, Horst Arnold, Mar-
kus Rinderspacher u.a. SPD 

Drs. 16/1352 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Ände-
rung des Gesetzes zur Ausführung des Gerichtsver-
fassungsgesetzes und von Verfahrensgesetzen des 
Bundes 
(Drs. 16/1061) 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t i m m u n g

Berichterstatter: Dr. Florian Herrmann 
Mitberichterstatter: Franz Schindler 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf und der Änderungsantrag wur-
den dem Ausschuss für Verfassung, Recht, Parla-
mentsfragen und Verbraucherschutz federführend 
zugewiesen. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzent-
wurf und den Änderungsantrag Drs. 16/1352 in 
seiner 14. Sitzung am 28. Mai 2009 beraten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Auss-
chuss e i n s t i m m i g  Zustimmung empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 16/1352 

hat der Ausschuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FW: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzent-
wurf und den Änderungsantrag Drs. 16/1352 in 
seiner 16. Sitzung am 2. Juli 2009 endberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Auss-
chuss e i n s t i m m i g  Zustimmung empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 16/1352 
hat der Ausschuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FW: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Franz Schindler 
Vorsitzender 
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16. Wahlperiode Drucksache 16/1861 
 14.07.2009 
 

Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 16/1061, 16/1723 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des 
Gerichtsverfassungsgesetzes und von Verfahrensgeset-
zen des Bundes 

§ 1 

Das Gesetz zur Ausführung des Gerichtsverfassungsgeset-
zes und von Verfahrensgesetzen des Bundes – AGGVG – 
(BayRS 300-1-1-J), zuletzt geändert durch Art. 209 Abs. 1 
des Gesetzes vom 10. Dezember 2007 (GVBl S. 866), wird 
wie folgt geändert:  

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:  

a) Es wird folgender neuer Siebter Teil eingefügt: 

„Siebter Teil 
Aufbewahrung von Schriftgut der Gerichte,  

Staatsanwaltschaften und Justizvollzugsbehörden 

Art. 51a Aufbewahrung von Schriftgut  

Art. 51b Verordnungsermächtigung,  
Aufbewahrungsfristen“ 

b) Der bisherige Siebte Teil wird Achter Teil. 

2. In Art. 1 Satz 2, Art. 4 Satz 1 und Art. 5 Nr. 1 werden 
jeweils nach dem Wort „Justiz“ die Worte „und für 
Verbraucherschutz“ eingefügt. 

3. In Art. 11a werden die Worte „Grundbuchsachen und 
in den anderen Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit einschließlich der“ gestrichen. 

4. In Art. 12 Abs. 2 Satz 2 und Art. 14 Abs. 1 und 2 
Satz 2 werden jeweils nach dem Wort „Justiz“ die 
Worte „und für Verbraucherschutz“ eingefügt. 

5. Art. 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 werden nach dem Wort „Justiz“ die Wor-
te „und für Verbraucherschutz“ eingefügt. 

b) In Abs. 2 werden nach dem Wort „Sozialordnung“ 
die Worte „, Familie und Frauen“ und nach dem 
Wort „Justiz“ die Worte „und für Verbraucher-
schutz“ eingefügt. 

6. In Art. 19 Abs. 1 Satz 1 und Art. 20 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
werden jeweils nach dem Wort „Justiz“ die Worte „und 
für Verbraucherschutz“ eingefügt. 

7. In Art. 27 Abs. 1 Satz 5 werden die Worte „§ 1017 
Abs. 2 und 3 und in § 1022 Abs. 1 der Zivilprozessord-
nung“ durch die Worte „§ 478 Abs. 2 und 3 und in 
§ 482 Abs. 1 des Gesetzes über das Verfahren in Fami-
liensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit (FamFG)“ ersetzt. 

8. In Art. 28 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „§§ 977, 
982, 988, 1002 der Zivilprozessordnung“ durch die 
Worte „§§ 442, 447, 453, 465 FamFG“ ersetzt. 

9. In Art. 34 Satz 1 werden die Worte „§§ 2 bis 34 und 
199 Abs. 2 des Gesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit“ durch die Worte „§§ 2 bis 
110 FamFG“ ersetzt. 

10. Art. 35 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „§ 32“ durch die Worte 
„§ 28“ ersetzt. 

b) In Satz 2 werden nach dem Wort „Justiz“ die Wor-
te „und für Verbraucherschutz“ eingefügt. 

11. Art. 38 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 werden die Worte „§§ 86 bis 99 des Ge-
setzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit“ durch die Worte „§§ 363 bis 373 
FamFG“ ersetzt. 

b) In Abs. 4 Satz 1 werden die Worte „§§ 87, 89 bis 
95 des Gesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit“ durch die Worte 
„§§ 363, 365 bis 370 FamFG“ ersetzt. 

12. In Art. 40 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Jus-
tiz“ die Worte „und für Verbraucherschutz“ eingefügt. 

13. In Art. 41 werden nach dem Wort „Justiz“ die Worte 
„und für Verbraucherschutz“ eingefügt und werden die 
Worte „und Verkehr“ durch die Worte „, Infrastruktur, 
Verkehr und Technologie“ ersetzt. 

14. In Art. 48a Satz 1 und Art. 49 Abs. 3 werden jeweils 
nach dem Wort „Justiz“ die Worte „und für Verbrau-
cherschutz“ eingefügt. 
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15. Es wird folgender neuer Siebter Teil eingefügt:  

„Siebter Teil 
Aufbewahrung von Schriftgut der Gerichte,  

Staatsanwaltschaften und Justizvollzugsbehörden 

Art. 51a 
Aufbewahrung von Schriftgut 

(1) Schriftgut der Gerichte, der Staatsanwaltschaften 
und der Justizvollzugsbehörden, das für das Verfahren 
nicht mehr erforderlich ist, darf nach Beendigung des 
Verfahrens nur so lange aufbewahrt werden, wie 
schutzwürdige Interessen der Verfahrensbeteiligten 
oder sonstiger Personen oder öffentliche Interessen dies 
erfordern.  

(2) Schriftgut im Sinn des Abs. 1 sind, unabhängig von 
ihrer Speicherungsform, insbesondere Akten, Aktenre-
gister, öffentliche Register, Grundbücher, Namenver-
zeichnisse, Karteien, Urkunden und Blattsammlungen 
sowie einzelne Schriftstücke, Bücher, Drucksachen, 
Kalender, Karten, Pläne, Zeichnungen, Lichtbilder, 
Bild-, Ton- und Datenträger und sonstige Gegenstände, 
die Bestandteile oder Anlagen der Akten geworden 
sind.  

(3) 1Dieses Gesetz gilt für die Aufbewahrung von 
Schriftgut der Gerichte, Staatsanwaltschaften und Jus-
tizvollzugsbehörden, soweit nicht Rechtsvorschriften 
des Bundes oder des Landes inhaltsgleiche oder entge-
genstehende Bestimmungen enthalten. 2Die Regelun-
gen über die Anbietungs- und Übergabepflichten nach 
den Vorschriften des Bayerischen Archivgesetzes blei-
ben unberührt. 
 

Art. 51b 
Verordnungsermächtigung, Aufbewahrungsfristen 

(1) Das Staatsministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz, das Staatsministerium der Finanzen, das 
Staatsministerium des Innern und das Staatsministeri-
um für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen 
werden ermächtigt, durch gemeinsame Rechtsverord-
nung das Nähere über das aufzubewahrende Schriftgut 
und die hierbei zu beachtenden Aufbewahrungsfristen 
für die Gerichte, Staatsanwaltschaften und Justizvoll-
zugsbehörden zu bestimmen. 

(2) 1Die Regelungen zur Aufbewahrung des Schriftguts 
haben dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, insbe-
sondere der Beschränkung der Aufbewahrungsfristen 
auf das Erforderliche, Rechnung zu tragen. 2Bei der 
Bestimmung der Aufbewahrungsfristen sind insbeson-
dere zu berücksichtigen  

1. das Interesse der Betroffenen daran, dass die zu ih-
rer Person erhobenen Daten nicht länger als erfor-
derlich gespeichert werden,  

2. ein Interesse der Verfahrensbeteiligten, auch nach 
Beendigung des Verfahrens Ausfertigungen, Aus-
züge oder Abschriften aus den Akten erhalten zu 
können,  

3. ein rechtliches Interesse nicht am Verfahren Betei-
ligter, Auskünfte aus den Akten erhalten zu kön-
nen, 

4. das Interesse von Verfahrensbeteiligten, Gerichten 
und Staatsanwaltschaften, dass die Akten nach Be-
endigung des Verfahrens noch für Wiederaufnah-
meverfahren, zur Wahrung der Rechtseinheit, zur 
Fortbildung des Rechts oder für sonstige verfah-
rensübergreifende Zwecke der Rechtspflege zur 
Verfügung stehen.  

(3) Die Aufbewahrungsfristen beginnen, soweit in der 
gemäß Abs. 1 erlassenen Rechtsverordnung nichts an-
deres bestimmt wird, mit dem Ablauf des Jahres, in 
dem nach Beendigung des Verfahrens die Weglegung 
der Akten angeordnet wurde.“  

16. Der bisherige Siebte Teil wird Achter Teil. 

17. Dem Art. 55 wird folgender Abs. 10 angefügt: 

„(10) Für Verfahren, auf die nach Art. 111 des Geset-
zes zur Reform des Verfahrens in Familiensachen und 
in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(FGG-Reformgesetz – FGG-RG) vom 17. Dezember 
2008 (BGBl I S. 2586) die vor Inkrafttreten des FGG-
Reformgesetzes geltenden Vorschriften weiter anzu-
wenden sind, gelten die Vorschriften dieses Gesetzes in 
der bis zum 1. September 2009 geltenden Fassung 
fort.“ 

 

§ 2 
1Dieses Gesetz tritt am 1. September 2009 in Kraft. 2Ab-
weichend von Satz 1 tritt § 1 Nr. 15 betreffend Art. 51a 
AGGVG am 1. Januar 2010 in Kraft.    

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 
 



Zweiter Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer:  Ich rufe den Tagesordnungs­

punkt 4 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes 

und von Verfahrensgesetzen des Bundes (Drs. 16/1061) 

- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsantrag der Abg. Franz Schindler, Horst Arnold, Markus Rinderspacher 

u. a. (SPD)

(Drs. 16/1352) 

Eine Aussprache findet hierzu nicht statt. Wir kommen deshalb gleich zur Abstimmung.

Der Abstimmung liegen der Gesetzentwurf, Drucksache 16/1061, der Änderungsantrag,

Drucksache 16/1352, und die Beschlussempfehlung mit Bericht des federführenden       

Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Verbraucherschutz, Druck­

sache 16/1723, zugrunde.

Ich lasse vorweg über den vom federführenden Ausschuss für Verfassung, Recht, Par­

lamentsfragen und Verbraucherschutz zur Ablehnung vorgeschlagenen Änderungsan­

trag auf Drucksache 16/1352 abstimmen. Wer entgegen dem Ausschussvotum dem

Änderungsantrag zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. ­ Das sind die 

SPD-Fraktion, die Freien Wähler und die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegen

stimmen? ­ Das sind die CSU­Fraktion und die FDP­Fraktion. Gibt es Stimmenthaltun­

gen? ­ Das ist nicht der Fall. Dann ist der Änderungsantrag abgelehnt.

Der federführende Ausschuss empfiehlt den Gesetzentwurf zur unveränderten Annah­

me. Wer dem Gesetzentwurf zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. ­ Das 

sind alle Fraktionen. Gibt es Gegenstimmen? ­ Das ist nicht der Fall. Dann ist es so 

beschlossen.
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Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen wir gemäß § 56 der Ge

schäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in einfacher 

Form durchzuführen. Das gilt auch für alle weiteren folgenden Beschlussfassungen.

Wer dem Gesetzentwurf seine Zustimmung geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu 

erheben. ­ Gegenprobe! ­ Enthaltungen? ­ Das Abstimmungsergebnis ist dasselbe. Das 

Gesetz ist damit angenommen. Es hat den Titel: "Gesetz zur Änderung des Gesetzes 

zur Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes und von Verfahrensgesetzen des 

Bundes".
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